
vergaß, die Pflicht zur Entwicklung und Schulung 
des „goldenen Fonds von Kadern in unserer Justiz“ 
zu betonen. Bei der Lösung aller dieser von ihr 
selbst umrissenen Aufgaben hat sie durch ihre nie 
erlahmende Anleitung, durch Lob oder Kritik, je 
nach Verdienst, durch die tägliche pflichttreue Be­
wältigung eines ungeheuren Arbeitspensums, durch 
ihr beispielgebendes Vorbild die Juristen der Deut­
schen Demokratischen Republik ein gutes Stück 
vorwärts gebracht.
Die Rechtswissenschaftler zählen Hilde Benjamin 
ebenso zu den Ihren wie unsere Justizpraktiker es 
tun. Schon als Vizepräsident des Obersten Gerichts 
im Jahre 1950 hatte sie in dieser Zeitschrift als erste 
auf das Zurückbleiben der Rechtswissenschaft hin­
gewiesen; auf der Leipziger Konferenz 1951 war sie 
es, die Justizpraktikerin, die über die Aufgaben 
der Staats- und Rechtswissenschaft referierte. Eine 
auch nur annähernd vollständige Würdigung ihrer 
wissenschaftlichen Leistung zu geben, wie sie sich 
in ihren vielen Publikationen, vor allem in dieser 
Zeitschrift, in „Staat und Recht“ und in der „Ein­
heit“ widerspiegelt, würde Rahmen und Sinn dieses 
Glückwunsches weit überschreiten; es mag erlaubt 
sein, nur das allerwichtigste daraus hervorzuheben. 
Hilde Benjamin war es, die auf der Basis einer 
Analyse der politischen Situation und des Studiums 
der Erfahrungen der sowjetischen Strafrechts­
wissenschaft als erste die Möglichkeit und Notwen­
digkeit der Einführung des materiellen Ver­
brechensbegriffs in die deutsche Strafpraxis er­
kannte und damit den Weg zu einer fundamentalen 
Umwälzung sowohl der Strafrechtswissenschaft als 
auch der Strafrechtsprechung bahnte. Sie war — und 
dieses Gebiet lag ihr als Justizminister besonders 
nahe — richtungweisend bei der theoretischen 
Durchdringung der Probleme des Gerichtsverfas­
sungsrechts, wie sich ja auch ihre umfangreiche 
Vorlesungstätigkeit an der Humboldt-Universität, 
an der Deutschen Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft „Walter Ulbricht“, an der Parteihoch­
schule „Karl Marx“ usw. vor allem auf diesem Ge­
biet bewegte. Und immer wieder — das ist für ihre 
Stellung im Schnittpunkt von Rechtspflege und 
Rechtswissenschaft charakteristisch — reizten sie die 
Fragen der dialektischen Einheit von Theorie und 
Praxis. Schon vor zehn Jahren, zu ihrem 50. Ge­
burtstage, würdigte die Juristische Fakultät der 
Humboldt-Universität die wissenschaftliche Lei­
stung Hilde Benjamins, indem sie sie zu ihrem, der 
sozialistischen Fakultät ersten Ehrendoktor erklärte.
Noch ein anderer hochbedeutsamer Komplex ihres 
Wirkens als Justizminister ist eine ebenso gute 
Widerspiegelung ihres umfassenden rechtswissen­
schaftlichen Könnens, nämlich die Leitung der Ge­
setzgebungsarbeit, die von ihr eine wertvolle Be­
fruchtung erfährt. Neben den schon erwähnten 
großen Gesetzen des Jahres 1952 und neben dem 
Strafrechtsergänzungsgesetz von 1957 geht es jetzt 
in Durchführung des Beschlusses des V. Partei­
tages der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands um die Entwürfe für das Strafgesetzbuch, das 
Zivilgesetzbuch, die Zivilprozeßordnung und den 
schon seit längerer Zeit fertiggestellten Entwurf 
des Familiengesetzbuches. Wer das Glück hat, mit

Hilde Benjamin in den Gesetzgebungskommissionen 
ziusammenzuarbeiten, dem bietet sich immer aufs 
neue Gelegenheit, in ihrer Leitung den einzige- 
artigen Zusammenklang von rechtswissenschaft­
licher Tiefe, schöpferischer Intuition, politischer 
Klarheit und offenem Blick für die Bedürfnisse der 
gesellschaftlichen Praxis zu bewundern. Wissen­
schaftlich fundiert ist auch die von ihr erarbeitete 
Organisation der Gesetzgebungsarbeit, die inzwi­
schen zum Vorbild für die entsprechende Arbeit 
anderer Ministerien und zentraler Staatsorgane 
geworden ist.
Unter Hilde Benjamins unmittelbarer Leitung voll­
zogen sich auch die Gesetzgebung und vor allem 
die umfangreichen ideologischen und organisatori­
schen Vorarbeiten für die Schöffen- und Richter­
wahlen in den Jahren 1955, 1958 und 1960 sowie 
deren Durchführung. Seit der Einführung der neuen 
Gerichtsorganisation im Jahre 1952 waren die 
Schöffen- und Richterwahlen die wichtigsten Mark­
steine des Fortschreitens unserer Gerichte zu sozia­
listischen Organen der Rechtspflege, und es muß 
für Hilde Benjamin ein schönes Gefühl der Befrie­
digung gewesen sein, eine Entwicklung, zu der sie 
in den Anfängen der antifaschistisch-demokrati­
schen Ordnung selbst das Fundament mit gelegt 
hatte, sich unter ihrer eigenen Leitung vollenden 
zu sehen.
Der beste zusammenfassende Überblick über das 
Niveau, zu dem sich die sozialistische Justiz in der 
Deutschen Demokratischen Republik in den Jahren 
der Leitung und Anleitung durch ihren Minister 
Hilde Benjamin erhoben hat, läßt sich aus dem 
Bericht gewinnen, den sie vor einem Jahr, am 
30. Januar 1961, dem Staatsrat zur Vorbereitung 
des Beschlusses über die weitere Entwicklung der 
Rechtspflege in der DDR erstattete. Aus jedem 
seiner Sätze läßt sich die neue, höhere Qualität der 
Rechtspflege ablesen, ergibt sich, daß „im ganzen 
gesehen ihre Praxis in Übereinstimmung mit der 
Höhe unserer'gesellschaftlichen Entwicklung steht“, 
daß auch in der Rechtspflege das neue Verhältnis 
zwischen dem sozialistischen Staat und den Men­
schen zum Ausdruck kommt, daß die immer brei­
tere Einbeziehung der Bevölkerung in die Arbeit 
der Staatsorgane und deren Zusammenarbeit mit 
den Gerichten als objektive Notwendigkeit erkannt 
ist und immer konkretere Formen annimmt. Auch 
hier wirkt sich die kontinuierliche politische An­
leitung durch Hilde Benjamin aus, wie sie vor allem 
in ihren — regelmäßig in der „Neuen Justiz“ ver­
öffentlichten — vorbildlichen Auswertungen der 
Parteitage und der Plenartagungen des Zentral­
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands für die Verbesserung der Justizarbeit 
sichtbar wird.
Wie jede Sparte dieser Arbeit hat auch die „Neue 
Justiz“ stets wirksame Hilfe von Hilde Benjamin 
erfahren. Über ihre unmittelbare Mitwirkung als 
Autor hinaus hat sie uns viele Jahre lang als Mit­
glied des Redaktionskollegiums geholfen, unsere 
Aufgabe besser zu erfüllen und die „Neue Justiz“ 
zu einem immer wirksameren Organ der prakti­
schen Anleitung und der wissenschaftlichen Dis­
kussion zu gestalten. Mit dem Dank, den wir ihr
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